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Verkündet

am 28„August 1961

I m N a m e n d e s‘ V o l k e 5
Auf die Revision_

° ‚. o e o u n e o o o o ° ° c c o o = o 5 u o o

Beigeladenen und Revisionsklägerin,

in dem Sozialrechtsstreit'>

o o s o u « o o

Klägers und Revisionsbeklagten,

gegen

Beklagte,

Beigeladen: l) — 8)
„ „ „ „ „ „ „ „ „ ° „ „

hat der 3„ Senat des Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 28. August 1961,

an der mitgewirkt haben ' “ ;""' 1

Senatspräsident Prof„Dr„ B o g s
als Vorsitzender‚

Bundesrichter
_

Dr„ S c h r a f t : und
Bundesrichter Dr„ L a n g k e i t

_
als weitere Berufsrichter,

,Bundessozialrichter S c h l e g e l i und

Bundessozialrichter Dr° F e t z e r . ;

als ehrenamtliche Beisitzer, ;

für Recht erkannt:

unter Aufhebung des Urteils des Bayerischen

Landessozialgerichts vom 22„ Mai 1957 und des

Urteils des Sozialgerichts München vom jl„

Januar 1956 wird festgestellt, daß die Beigela—

denen zu 2 — 8 in der Zeit vom 1„ Juli 1952 bis

31„ Januar 1955 versicherungspflichtig in der
Kranken-, Angestellten- und Arbeitsloscnver- '

sicherung waren°

Die Beteiligten haben einander Kosten des Ver—
fahrens nicht zu erstatten„_ 1

Von Rechts wegen„
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Die beklagte Allgemeine Ortskrankenkasse (AOK)verlangte

Vom Kläger, dem Freistaat Bayern, mit Bescheid vom 21. Februar
1953 die Nachentrichtung von Sozialversicherungsbeiträgen_

für einige beim Finanzamt Str:ur4==ébeschäftigte Beamtenan-
wärter (BA) des mittleren und des gehobenen Dienstes. Der

Nachforderung, welche die Zeit vom 1. Juli 1952 bis 31. Januar

1953 betraf, lag ein Entgelt - Unterhaltszuschuß — von monat-

lich 120,- DM zugrunde. In dem Bescheid hieß es, Versicherungs»

pflicht bestehe in der Kranken-, Arbeitslosen und Angestellten«

versicherung. Der Kläger lehnte die-Nachentrichtung ab. Die

Beklagte machte am 8. April 1953 ihren Anspruch erneut geltend.

Daraufhin rief der Kläger am 5. August 1953 das Versicherüngs—

amt München mit dem Antrag auf Entscheidung nach @ 405 der

Reichsversicherungsordnung (EVO) an. ‘ '

.Nachdem das Verfahren mit dem 1. Januar 1954 auf das Sozial-

gericht (SG) München übergegangen war, beantragte der Kläger,
den Bescheid der Beklagten vom 21. Februar 1953 aufzuheben

und festzustellen, daß die BA versicherungsfrei in der Ange—

stelltenversicherung und versicherungspflichtig in der Kranken—

und Arbeitslosenversicherung sind.

Die Beklagte beantragte, die Klage abzuweisen und festzustellen

daß die BA versicherungsfrei in allen drei Versicherungszweigen

sind. Nach dem Erlaß des Reichsarbeitsministers (RAM) vom 26.

März 1942 (AN 8. II 240) seien alle in einem Lehrverhältnis

gewährten Barbezüge (Lehrlingsvergütungen, Erziehungsbeihil-

fen usw) als Entgelt im Sinne von 5 160 RVO anzusehen. Das
müsse auch für Unterhaltszuschüsse gelten. Da den BA aber nach

Abschnitt 1 Abs. 4 der Gemeinsamen Bekanntmachung der Bayeri—

schen Staatsministerien vom 19. August 1953 (Bayer. Staatsan«

zeiger 1953 Nr. 34 S. 4) rückwirkend vom 1. Juli 1952 an An—
wartschaft auf Ruhegeld und Hinterbliebenenrente im Sinne des

% 11 Abs. 1 des Angestelltenversicherungsgeset2es (AVG) aF ge—
währleistet worden sei, bestehe Versicherungsfreiheit in der

Angestelltenversicherung. Damit sei aber nach @ 14 Abs. 1 der
Durchführungsverordnung (DVG) zur Zweiten Lohnabzugsverordnung

(2. LAV) vom 15. Juni 1942 (BGBl I 403) zugleich Versicherungs—
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freiheit in der Kranken— und gemäß $ 69 des Gesetzes über

Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung (AVAVG) aF
auch in der Arbeitslosenversicherung gegeben. Sofern man die

Auffassung teile‚ daß die Erste Verordnung zur Vereinfachung

des Leistungs— und Beitragsrechts in der Sozialversicherung (lo

Vereian0) vom 17. März 1945 (BGBl I 41) auch in Bayern gelte,
seien die BA nach 5 172 Nr. 4 EVO in der Fassung dieser Verord-

nung als Verwaltungslehrlinge versicherungsfrei in der Kranken-

vérsicherung und damit auch in der Arbeitslosenversicherung°

' Die beigeladene Bundesversicherungsanstalt für Angestellte (BfA)‘

vertrat den Standpunkt‚ die 1° Vereian0 sei nicht anwendbar„

Ob eine Zuwendung Entgelt im Sinne des 5 160 RVO sei oder nicht,

hänge allein von der Lohnsteuerpflicht ab; denn nach dem Gemein—

samen Erlaß des Reichsministers der Finanzen (RdF) und des RAM

vom 10° September 1944 (AN 8. II 281) müßten lohnsteuerpflichti-

ge Bezüge auch als beitragspflichtiges Entgelt im Sinne der So«

zialversicherung behandelt werden° Die Entscheidung des Bundes—

finanzhofs vom 1° Juli 1954 (Bundessteuerblatt 1955 III S. 14},

wonach Unterhaltszuschüsse an Referendare Arbeitslohn seien,

müsse auch auf die den bayerischen BAn gewährten Barbezüge an—

gewendet werden°

Die beigeladene Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits-

losenversicherung (BfArb) hielt @ 172 Nr° 4 RVO in der Fassung
der 10 Ve■äan0 auf die BA für anwendbar° Sie stünden in einem

Lehrverhältnis und seien daher nicht arbeitslosenversicherungs-

pflichtig;

Das 83 München hob mit Urteil vom 51. Januar 1956 den Bescheid
der beklagten AOK vom 21, Februar 1955 auf und stellte fest‚

daßdie beim Finanzamt N'='-=-=‘= »» Verwaltungsstelle Str—=;c—a? —
beschäftigten Bß “:::, :'_"_‘—‘.::T'1J H:::=) R==—'—‘-‘-F, Seh;(_:r.„=j€_;

K::u:=:uhd T:;r;äääääinicht der Versicherungspflicht zur

Kranken-, Angestellten- und Arbeitslosenversicherung unterlie-

gen° In den Entscheidungsgründen führte es aus, daß die BA in

Bayern keine Beamte seien. Sie müßten versicherungsrechtlich

als Verwaltungslehrlinge angesehen werden° Da die 1° Vereian0

auch in Bayern gelte9 seien die BA nach 5 172 Nr° 4 EVO nicht
kranken— und damit nach 5 69 AVAVG aF auch nicht arbeitslosenn'
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versicherungspflichtig. Die Versicherungsfreiheit in der Ange—

stelltenversieherung beruhe auf @ l Abs° 2 Nr" 1 AVG° Halte

'man die 1° Vereian0 in Bayern nicht für anwendbar, komme es

darauf an, ob eine Beschäftigung gegen Entgelt vorliege° Nach

dem Erlaß des RAM vom 26, März 1942 seien die in einem Lehrver—

hältnis gewährten Barbezüge Entgelt im Sinne von 5 160 EVO°

Aber trotz der Entgelteigenschaft der Unterhaltszuschüsse be-

stehe für die BA nach 5 11 Abs„ 1 AVG aF Versicherungsfreiheit

in der Angestelltenversicherung, da durch die Gemeinsame Be-

kanntmachung der Bayer° Staatsministerien vom 19. August 1953

den BAn Anwartschaft im Sinne dieser Vorschrift gewährt worden

sei.! Nach @ 14 Abs° 1 der DVO zur 2° LAV vom 15. Juli 1942

i.V„m‚ @ 11 AVG aF ergebe sich alsdann die Versicherungsfrei-
heit in der Krankenversicherung und damit auch in der Arbeits—

losenversicherung°

Gegen dieses Urteil legten der Kläger und die beigeladene BfA

Berufung ein.

Der Kläger beantragte, das Urteil des SG aufzuheben und fest-

zustellen, daß die beschäftigten sieben BA in der Kranken— und

Arbeitslosenversicherung versieherungspflichtig, inxder Ange—

stelltenversicherung versicherungsfrei sind° „

Die BfA beantragte, das Urteil des SG aufzuheben und die Klage

abzuweisen, Sie war der Auffassung, die 1° Vereian0 könne in

Bayern nicht als geltendes Recht angesehen werden° Die Ent-

scheidungen des Bundessozialgerichts (BSG) zur Gültigkeit des

Art° 19 der 1° Vereian0 im gesamten Bundesgebiet sei nur zu
Fragen leistungsrechtlicher Natur, nicht aber - worum es hier

ginge — zu beitragsrechtlichen Fragen ergangen‚ Abgesehen

davon seien die bayerischen BA keine Verwaltungslehrlinge im

Sinne 8 172 Abs° 1 Nr, 4 RVOz Ihnen seien die Versorgungsan—

sprüche auch nicht gemäß 5 11 AVG aF gewährleistet werden. Die

Gemeinsame Bekanntmachung der Bayer° Staatsministerien vom
19„ August 1953 erfasse nämlich nur die BA, die während eines

Beschäftigungsauftrages tarifliche Vergütung erhielten„_

Die beklagte AOK, die sich der Berufung der beigeladenen BfA

angeschlossen hatte, beantragte, das Urteil des SG aufzuheben

und den angefochtenen Bescheid der AOK wiederherzustellen° Sie

schloß sich den Ausführungen der BfA an°
..5-
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Das Landessozialgéricht (LSG) München wies durch Urteil vom 22„

Mai 1957 die Berufungen des Klägers und der BfA sowie die An—

schlußberufung der beklagten AOK zurück und ließ die Revision

zu.,

Das Gericht schloß sich der Auffassung des BSG an‚ wonach die

ganze 1. Vereian0 seit dem 7. September 1949 im gesamten

Bundesgebiet rechtswirksam geworden ist. Die BA des bayerischen

Staates seien keine Beamte im Sinne des Bayerischen Beamten—
‚\

gesetzesvom28° Oktober1946(GVBl349); Sie seien Angestellte
in abhängiger Tätigkeit„ Wie alle persönlich und wirtschaftlich_

abhängigen Personen seien sie dann versicherungspflichtig in

der Kranken- und Angestelltenversicherung‚ wenn sie gegen Ent-

gelt beschäftigt würden° Die Unterhaltszuschüsse seien aber

nicht Entgelt im Sinne des 5 160 RVG, weil es sich bei ihnen

nicht um die Gegenleistung für Arbeit handele° Vielmehr über-

wiege bei ihnen der Alimentationscharakter. Dieser Auffassung

stehe der Gemeinsame Erlaß des RdF und RAM vom lo° September

1044 nicht entgegen‚ da dieser nur die Bemessung der Beiträge

im Beitrags— und Lohnsteuerrecht vereinheitlicht habe. Erst

wenn sowohl Steuer— als auch Sozialversicherungspflicht zu be—

jahen sei, seien die Beiträge zur Sozialversicherung von dem

gleichen Betrage zu berechnen wie die Lohnsteuer. In der Defi-

nition des Entgeltbegriffs habe das Steuerrecht nicht etwa den

Vorrang vor dem Sozialversicherungsrecht. — Die Frage, ob die

BA Lehrlinge seien - mit der Folge, daß für sie dann auf Grund

von @ 165 Abs° 2 RVO unabhängig von Entgeltleistungen Versiche—
rungspflicht bestünde —‚ habe das Gericht verneint, da die

Bayer° Laufbahnverordnung vom 25„ Juni 1952 (GVBl 199) den

Vorbereitungsdienst von Verwaltungslehrlingen und BAn unter—

schiedlich regele° Sie könnten deshalb auch versicherungsrecht-

lich nicht gleichbehandelt werden. " '

Gegen dieses ihr am 22° Juli 1957 zugestellte Urteil hat die

beigeladene BfA am 12° August 1957 Revision eingelegt mit dem

Antrag,

%
das Urteil des LSG aufzuheben und die Klage
abzuweisen°
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Die Revisionsklägerin macht geltend, @ 19 der 2. LAV vom

24. April 1942 (BGBl I 252) und der Gemeinsame Erlaß des RdF

und RAM vom 10. September 19#4 seien nicht richtig angewendet

worden° Der Gemeinsame Erlaß habe den selbständigen Entgelt—

'begriff der Sozialversicherung beseitigt. Bezüge, die der
}

Lohnsteuer unterliegen, seien grundsätzlich beitragspflichti-

gesEntgelt im Sinne der SozialVersicherung. Daß die Unterhalts

zuschüsse im öffentlichen Dienst 10hhsteuerpflichtig seien,

ergebe sich aus dem Urteil des Bundesfinanzhofs vom 1. Juli

1954 (Bundessteuerblatt III 1955, 14). Durch einen Rückgriff

auf andere Vorschriften lasse sich die Versicherungsfreiheit

nicht begründen‚ Die Gemeinsame Bekanntmachung der Bayer°

Staatsministerien vom 19. August 1953 erstrecke sich nicht

auf die Unterhaltszuschußempfänger° Andere Gewährleistungen

seien bis zum 28„‚Februar 1957 - dem Tage, als 5 11 AVG aF
außer Kraft trat — nicht mehr ergangen‚

Der Kläger - Freistaat Bayern - beantragt‚

die Revision zurückzuweisen.

Er trägt vor, der Gemeinsame Erlaß des RdF und RAM vom lo„

September 1944 könne nur dann Anwendung finden, wenn ein ver—

sicherungSpflichtiges Arbeitsverhältnis — Leistung abhängiger

Arbeit gegen Entgelt - vorliege° Daran fehle es bei den BAn°

Die beklagte AOK beantragt, das Urteil des LSG aufzuheben°

' Die beigeladene BfArb und die übrigen Beteiligten stellen
keine Anträge°

Die form— und fristgerecht eingelegte sowie rechtzeitig be—

gründete Revision ist statthaft durch Zulassung°

Die durch Beschluß des SG vom 1. Juli 1955 beigeladene BfA

ist berechtigt, Revision einzulegen° Die Frage‚ ob die Renten—

' versicherungsträger im Beitragsstneitverfahren zwischen Ar—_

beitgebern und Krankenkassen vor dem 10 Januar 1957 (Inkraft-

treten des 5 1599 RVG idF des Arbeiterrentenversicherungs-

-7..
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Neuregelungsgesetzes ?ArVNG}.vom 23. Februar 1957 und @‚121 AVG
idF des Angestelltenversicherungs—Neuregelungsgesetzes —AnVNG+

vom 2}, Februar 1957) nicht nach 5 75 des Sozialgerichtsgesctzes
(SGG) beigeladen werden konnten, weil sie Partei gewesen wären

und daher eine Beiladung nicht mehr hätte in Betracht kommen

können, die der erkennende Senat in seinem Urteil vom 28° Sep—

tember 1956 (AP 5 1 AVG Nr° 2) offengelassen hat, brauchte auch hier

nicht entschieden zu werden, Eine vor dem l° Januar 1957 vor»

genommene Beiladung ist jedenfalls dann nach diesem Zeitpunkt
{mals eine solche gemäß @ 75 Abs, 1 SGG wirksam, wenn der Bei— ‚\

ladungsbesohluß — wie hier — im Laufe des Verfahrens nicht auf—

gehoben worden ist (vgl° BSG 6, 47)° Die BfA war daher zu der

Zeit der Revisionscinlegung (August 1957) wirksam beigeladen°

Als Beigeladene ist die BfA befugt, selbständig Revision einzu—

legen. Insoweit kommt es nicht darauf an, ob sie einfach oder

notwendig beigeladen ist (BSG 6, 160; 8, 291)“ Zwar ist es
dem einfach Beigeladenen versagt, abweichende Sachanträge zu

stellen (5 75 Abs° 4 SGG), aber auch insoweit konnte offen-
bleiben, ob die BfA einfach oder notwendig beigeladen war; denn

ein abweichender Sachantrag der BfA liegt nicht vor° Ihr An—.

trag in der Revisionsinstanz stimmt mit dem Antrag der beklag-

ten AOK in der Berufungsinstanz sachlich überein°

Vor Entscheidung über die von der Revision vorgebrachten

Revisionsgründe hatte das Revisionsgericht beilder hier kraft

Zulassung statthaften Revision zunächst von Amts wegen zu
prüfen, ob die Berufung zulässig war; denn die Zulässigkeit

der Berufung ist eine Voraussetzung, von der die Rechtswirk—

samkeit des gesamten weiteren Verfahrens abhängt (vgl. BSG l,

2275 2, 225 und 245; }, 234)° '-'

@ IAA Abs, 1 Nr. 1 SGG steht der Zulässigkeit der Berufung

nicht entgegen, In dem Bescheid der AOK vom 21, Februar 1955,

gegen den sich die Klage richtet, werden zwar Beiträge für

eine bestimmte Zeit nachgefordert° Bei Beitragsnachforderun—

gen handelt es sich aber nicht um eine einmalige Leistung im

Sinne von @ 144 SGG; unter Leistungen sind grundsätzlich die
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vom Staat oder
von öffentlichen Körperschaften zu gewähren-

den Sozialleistungen zu verstehen. Streitigkeiten über Bei-

tragsansprüche sind hingegen nach 5 143 SGG unbeschränkt

berufungsfähig (vgl. BSG }, 234; 6; 47, 50; BSG in SOZR SGG

@144Bl. Da2 Nr. 9). Die beigeladeneBfA'in ihrer Eigen—
schaft als Berufungsklägerin hat - im Hinblick auf € 75

Abs. 4 SGG - auch einen zulässigen Antrag gestellt. Auch
hier konnte offen bleiben, ob es sich um eine Beiladung nach

5 75 Abs° 1 oder Abs. 2 SGG handelt, da auch der Berufungs—
antrag der BfA keinen abweichenden Sachantrag darstellt.
Übereinstimmend mit dem Antrag der Beklagten war ihr Antrag

auf Abweisung der Klage gerichtet.

Die Revision ist begründet.

Die Beigeladenen zu 2) bis 8) waren in der Zeit vom 1. Juli

1952 bis 31. Januar 1953 versicherungspflichtig in der Kran-

ken—, Angestellten— und Arbeitslosenversicherung, da sie in

dieser Zeit in einem abhängigen, entgeltlichen Beschäftigungs-

verhältnis gestanden haben und besondere Befreiungsvorschrif—

ten des 802ialvérsicherungsrechts für sie nicht Platz grei—

fen°

Die Versicherungspflicht in der Kranken—, Angestellten— und

Arbeitslosenversicherung richtete sich in der hier streiti-

gen Zeit nach @@165, 165 b EVO, 5 1 AVG idF der 1. Vereian0

und © 69 AVAVG° In Weiterführung der bisherigen Rechtspre-

chung des BSG (vgl° BSG }, 161 und BSG in SozR 1„.Vereinfvo
Art. 10 Bl. Aa 1 Nr. 1) ist der Senat zu dem Ergebnis ge«

langt, daß jedenfalls seit dem ersten Zusammentritt des

Bundestags (7. September 1949) auch die die Versicherungs-

pflicht betreffenden Vorschriften der 1. Vereian0 im gesam-

ten Bundesgebiet gelten.

Die Vorschriften der 1° Vereian0 beruhen auf der Rechts-

setzungsermächtigung des © 29 Abs. 3 des Gesetzes über weite—

re Maßnahmen in der Reichsversicherung aus Anlaß des Krieges

vom 15° Januar 19A1 (BGBl I 3%) und des 5 18 der 2° LAV vom
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24‚ April 1942 (BGBl I 252)° Beide Bestimmungen ermächtigten
den RAM, im Einvernehmen mit den beteiligten Reichsministern

Rechtsvorschriften zur "Durchführung und Ergänzung" zu er— [

lassen„ Die Vorschriften der 1‚ Vereian0 über die Versiche-

rungspflicht sind als Ergänzung der in der 2° LAV getroffenen

Regelung anzusehen. @ 8 der 2° LAV vereinfachte die Beitrags—
entrichtung in der Sozialversicherung dahingehend, daß die

Beiträge zur Rentenversicherung mit den Beiträgen zur Kran—

kenversicherung und zur Arbeitslosenversicherung zusammen in

einem Beitrag entrichtet werden° Für den Beitragseinzug zur

Sozialversicherung war damit eine wesentliche Vereinfachung

erreicht worden. Mit der Regelung in Teil I l„ Vereian0 ist

alsdann ein weiterer Schritt in Richtung der mit der 2" LAV

eingeleiteten Vereinfachung getan worden° Die Neuregelung der ‘

Versicherungspflicht - nach der nunmehr Kranken— und Renten—

versicherungspflicht bis auf wenige Ausnahmen zusammenfallen

sollten — war ausdrücklich damit begründet worden, daß die

früheren Unterschiede in der Versicherungspflicht zwischen

Kranken—‚ Invaliden— und Angestelltenversicherung nicht mehr

aufrechterhalten werden könnten‚ nachdem die Beiträge zu den

Rentenversicherungen mit dem Krankenversicherungsbeitrag ge—

meinsam in einem Gesamtbeitrag eingezogen werden (Begründung

zu Teil I der le Vereian0)° Teil I der 1° Vereian0 steht

somit im Einklang mit den Zielen der 2° LAV und findet be—

reits in der Ermächtigung des © 18 der 2„ LAV eine ausreichen-

de Rechtsgrundlage‚ Hinsichtlich der Verkündung der 10 Ver—
.

eian0 hat der Senat entschieden, daß die V0 für das gesamte

Reichegebiet — auch soweit es im Zeitpunkt der Verkündung

(11° April 1945) bereits besetzt war - wirksam verkündet wor—
den ist (BSG }, 161, 167)° Zur Frage des Inkrafttretens der

1„ Vereian0 hat der Senat in derselben Entscheidung ausge- .j

führt, daß eine eigenständige deutsche Rechtssetzungsgewalt

mit Sicherheit seit dem ersten Zusammentreten der gesetzgeben-

den Körperschaften der Bundesrepublik Deutschland wieder auf—

gelebt ist° Akte der mit dem Zurücktreten der Okkupationsge—

wait wieder freigewordenen deutschen Staatsgewalt, die - wie

die 1„ Vereian0 - bisher wegen der Besetzung Deutschlands

'V’1—10—
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nicht hatten wirksam werden können, sind spätestens mit dem

7„ September 1949 (Zusammentritt des Deutschen Bundestages
und des Deutschen Bundesrates zu ihrer konstituiercndcn Sitzun-

gen) wirksam geworden, sofern sie nicht unter eine der im

Besatzungsstatut vom 12" Mai 1949 ausdrücklich vorbehaltenen

Materien fielen° An dieser Rechtsprechung hält der Senat auch

für den vorliegenden Fall fest° Da Teil I der 1° Vereian0

nicht unter eines der im Besatzungsstatut ausdrücklich der

Gesetzgebung der Besatzungsmächte vorbehaltenen Gebiete ge-

hörte, ist auch dieser Teil der 1. Vereian0 spätestens am

7° September 1949 im ge5amten Bundesgebiet wirksam geworden°

Nach 5 165 EVO idF der 1° Vereian0 erstreckt sich der Ver—
sicherungsschutz in der Krankenversicherung — wie sich aus

der Fassung "Arbeiter" und "Angestellte" ergibt - nur auf
solche Personen, die in einem abhängigen, entgeltlichen Be-

schäftigungsverhältnis stehen (vgl. BSG }, 30, 35; 10, 41,

44)„ Ob ein a b h ä n g i g e s Beschäftigungsverhältnis

vorliegt, ist nicht nach Lohnsteuerrecht, sondern nach Sozial—

versicherungsrecht zu beurteilen‚ Da der Begriff des Arbeit-

nehmers im Sozialversicherungsrecht und im Arbeitsrecht grund—

sätzlich der gleiche ist, hat auch die arbeitsrechtliche

Stellung der betreffenden Personen Bedeutung. Nach der fest—

stehenden Rechtsprechung des erkenncnden Senats ist wesentli—

ches Merkmal für das Vorliegen eines abhängigen Beschäfti—

gungsverhältnisses die persönliche Abhängigkeit. Sie zeigt

sich vornehmlich in der Eingliederung des Arbeitcnden in

einen Betrieb (oder eine Verwaltung), womit notwendig das

Direktionsrecht des Arbeitgebers verbunden ist (vgl° BSG },

jo, 55; 8, 278, 282; 10, 41, 44 ff; 11, 257, 259 ff; 13, 150
und 196; vgl" auch Nikisch, Arbeitsrecht, 3. Auflage 1961

8° 163 ff und RdA 1960 S" l)° Bei Berücksichtigung dieser

Grundsätze ergibt sich, daß die beigeladenen bayerischen BA

in der hier streitigen Zeit in einem abhängigen Beschäfti-

gungsverhältnis gestanden haben° Sie waren in die Organisation

der Finanzverwaltung eingegliedert und unterlagen dem Direk—

tionsrecht des Behördenleiters‚ Da sie eine Bürotätigkeit im
‘ Sinne des 5 165 b Abs° 1 Nr° } EVO idF der 1. Vereian0 aus—

übten, waren sie Angestellte°
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Die beigeladenen BA erfüllten aber auch die weitere Voraus,

setzung, die nach @ 165 EVO grundsätzlich für die Versiche—

rungspflicht gegeben sein muß: eine Beschäftigung gegen

E n t g e l t . Ob ein Beschäftigungsverhältnis gegen Entgelt

ausgeübt wird, hängt, wie der Senat bereits entschieden hat

(BSG 6, 47, 56), nach dem Gemeinsamen Erlaß des RdF und des

RAM vom lo° September 1944 (AN S° II 281; Reichssteuerblatt

1944 8° 580 Nr. 425) davon ab, ob die gewährten Bezüge lohn-

steuerpflichtig sind. Dieser hinsichtlich der sozialversiche—
rungsrechtlichen Bestimmungen auf die Ermächtigung in @ 19

Abs„ 1 der 2. LAV gestützte Erlaß ist heute noch gültig. Sind

Bezüge lohnsteuerpflichtig‚ so bedarf es nicht mehr der Prü-

fung, ob sie auch als Entgelt im Sinne des 5 160 EVO anzu—

sehen wären° In der somit nach steuerrechtlichen Grundsätzen

zu beurteilenden Frage, ob die den beigeladenen BAn gezahl-

ten Unterhaltszuschüssc der Lohnsteuerpflicht unterliegen,

hat sich der Senat der Ansicht des Bundesfinanzhofs im Urteil

vom 1, Juli 1954 (Bundessteuerblatt 1955 III 3° 14) ange—
schlossen, wonach Unterhaltszuschüsse an Referendare, aber

auch an sonstige Anwärter des öffentlichen Dienstes lohnsteuer-

pflichtig sind° Dafür spricht insbesondere, daß die BA regel—

mäßig während der Ausbildung auch vollwertige Verwaltungsar—

beit leisten° * ‘

Besondere Befreiungsvorschriften des Sozialversicherungs-

rechts greifen für die beigeladenen BA nicht Platz. Versiche-

rungsfreiheit nach 5 172 Abs° 1 Nr, 1 BVD (Beamte in Ausbil—
dung) kommt nicht in Betracht, da die Beigeladenen keine Be—

amten waren. Bei ihnen fehlte die nach Art° 9 des in der

streitigen Zeit geltenden Bayerischen Beamtengesetzes vom

28° Oktober 1946 (GVBl 349) für die Begründung der Beamten-
eigenschaft notwendige Aushändigung einer Ernennungsurkunde

mit den Worten "unter Berufung in das Beamtenverhältnis"°

Auch eine Befreiung von der Versicherungspflicht auf Grund des‘

@ 169 Abs° 1 EVO (Versicherungsfreiheit bei Gewährleistung von

Versorgungsbezügen) kann nicht angenommen werden. Zwar ist den

nichtbeamteten BAn in Bayern durch Abschn„ I Abs° 4 der

-]_2..
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Gemeinsamen Bekanntmachung der Bayer. Staatsministerien vom

19° August 1953 über die Sozialversicherungspflicht der BA

mit Wirkung vom 1. Juli 1952 die Anwartschaft auf Ruhegeld und

Hinterbliebenenversorgung gewährleistet werden. Diese Gewähr-

leistung hat jedoch sozialversicherungsrechtlich nach @ 169

Abs„ } EVO nicht die in der Gemeinsamen Bekanntmachung vorgese-

hene rückwirkende Kraft und konnte daher die Versicherungs-

freiheit‘in dem hier maßgebenden Zeitraum (1. Juli 1952 bis

51, März 1955) nicht begründen° ' ‘

Schließlich sind die beigeladenen BA auch nicht nach 5 172

Abs° 1 Nr° 4 RVO versicherungsfrei. Sie sind keine Verwaltungsv

lehrlinge° Der Senat verkennt zwar nicht, daß in Bayern

zwischen BAn_und Verwaltungslehrlingen gewisse Gemeinsamkei—

ten bestehen; beide Gruppen sind Bewerber, die die Aufnahme

in den öffentlichen Dienst mit dem Ziel der späteren Über-

nahme in das Beamtenverhältnis erstreben (@ } Abs° 1 der

Laufbahnverordnung vom 2}. Juni 1952 - GVB1 199). Gleichwohl

unterscheiden sie sich doch in solchem Maße, daß es im Rahmen

der hier vorzunehmenden sozialversicherungsrechtlichen Beur—

teilung nicht gerechtfertigt wäre, die BA als Verwaltungs-

lehrlinge anzusehen. Die Verwaltungslehrlinge werden nicht

wie die BA von vornherein für eine Beamtenlaufbahn ausgebil—

det° Stärker als bei den BAn, die beim Eintritt in den öffent°

lichen Dienst das 18. Lebensjahr vollendet haben müssen,
‘steht bei den Verwaltungslehrlingen Erziehung und Bildung im 11

Vordergrund. Ihr Ausbildungsverhültnis gleicht damit weit-

gehend dem Lehrverhältnis im arbeitsrechtlichen Sinne„ das

auch in den übrigen Vorschriften der RVO über die Versiche«

rungspflicht (zB @ 165 a Nr° 2 EVO) gemeint ist°

Da für keine der
Befreiungsvorschriften Raum ist und der

Jahresarbeitsverdienst bei einem Unterhaltszuschuß von monat=

lich 120,» DM unter der in @ 165 Abs° 1 Nr. 2 EVO festgelegten

Grenze (bis 31„ August 1952 4„500,- DM nach @ 9 Sozialver—

sicherungs-Anpassungsgesetz vom 17° Juni 1949 - WiGB1 993

vom 1„ September 1952 bis 30‚ September 1957 6.ooo;— DM nach

5 1 des Gesetzes vom 15. August 1952 - BGBl I 437) lag,

- 13 ;
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.waren die beigeladenen BA in der streitigen Zeit nach $ä 165,

165 b RVO versicherungspflichtig in der Krankenversicherung.

Nach @ 1 AVG war damit gleichzeitig die Versicherungspflicht

in der Angestellten- und nach S 69 AVAVGdie Versicherungspflicht
in der Arbeitslosenvcrsicherung verbunden. Unter Aufhebung der

entgegenstehenden Urteile der beiden Vorinstanzcn mußte der

Senat daher auf die Revision der beigeladenen BfA eine ent-

sprechende Feststellung treffen„ '

Die Kostenentscheidung beruht auf $ 193 SGG°
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